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B-VG Art133 Abs4
VwWGVG 8§15
1. AVG 8 68 heute
AVG 8§ 68 gliltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
AVG 8§ 68 giltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG 8§ 68 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

AW

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 15 heute

VwGVG § 15 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VwGVG § 15 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
VwWGVG § 15 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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L517 2281990-1/5E, L517 2281990-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. NIEDERWIMMER als Vorsitzenden und die fachkundigen
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Laienrichter*innen Mag. SIGHARTNER und Frau PACHLER als Beisitz Gber die Beschwerde von XXXX, geb. XXXX , gegen
den Bescheid des Arbeitsmarktservice XXXX vom 18.10.2023, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. NIEDERWIMMER als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter*innen Mag. SIGHARTNER und Frau PACHLER als Beisitz Uber die Beschwerde von rémisch 40, geb.
réomisch 40, gegen den Bescheid des Arbeitsmarktservice rémisch 40 vom 18.10.2023, in nichtéffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm §
68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51/1991 idgF, abgewiesen.Die Beschwerde wird
gemal’ Paragraph 28, Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33
aus 2013, idgF in Verbindung mit Paragraph 68, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG),
Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, idgF, abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zul3ssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

04.09.2023 - Beschwerde von XXXX (in der Folge als beschwerdefiihrende Partei ,bP" bezeichnet) gegen die 6wdchige
AMS Bezugssperre aus dem Jahr 202104.09.2023 - Beschwerde von romisch 40 (in der Folge als beschwerdefuhrende
Partei ,bP" bezeichnet) gegen die 6wdchige AMS Bezugssperre aus dem Jahr 2021

18.10.2023 - Bescheid des AMS XXXX (in der Folge als ,AMS" bzw. als belangte Behdrde ,bB" bezeichnet)18.10.2023 -
Bescheid des AMS rémisch 40 (in der Folge als ,AMS" bzw. als belangte Behdrde ,,bB*” bezeichnet)

08.11.2023 - Beschwerde der bP

27.11.2023 - Schreiben der bP an AMS

28.11.2023 - Beschwerdevorlage beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG)

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Mit Erkenntnis vom 28.10.2021 entschied das Bundesverwaltungsgericht zu GZ L517 2245491-1/15E Uber eine
Beschwerde der bP gegen den Bescheid das AMS vom 01.06.2021, mit dem der Verlust des Anspruchs auf
Notstandshilfe der bP von 05.05.2021 bis 15.06.2021 ausgesprochen worden war. Die Beschwerde der bP wurde
abgewiesen.

Am 02.09.2023 Ubermittelte die bP dem AMS via eAMS eine Beschwerde gegen die sechswochige AMS-Bezugssperre
wegen Weigerung zum Maskentragen aus dem Jahre 2021. Die bP beantragte, einen von ihr bestimmten Gutachter
zum Thema der gesundheitlichen Schadlichkeit von FFP 2 Masken vorzuladen und die ganzen 6 Wochen AMS Leistung
an sie zurtickzuzahlen. Weiters bezog sich die bP auf eine Studie deutscher Forscher zum Thema Gesichtsmasken und
legte einen 18seitigen Artikel in englischer Sprache vor.

Mit Bescheid des AMS vom 18.10.2023 wurde die vom AMS als Vorlageantrag gewertete, von der bP als Beschwerde
bezeichnete Eingabe gem.8 15 VWGVG wegen entschiedener Sache zurlckgewiesenMit Bescheid des AMS vom
18.10.2023 wurde die vom AMS als Vorlageantrag gewertete, von der bP als Beschwerde bezeichnete Eingabe gem.
Paragraph 15, VWGVG wegen entschiedener Sache zurtickgewiesen.

Begrindend flihrte das AMS aus, dass es nach8 68 Abs. 1 AVG nicht zulassig sei, in derselben Sache noch einmal zu
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entscheiden. Bei der Prifung des Vorliegens der entschiedenen Sache sei von der rechtskraftigen Vorentscheidung
auszugehen, ohne die sachliche Richtigkeit derselben nochmals zu Uberprtfen. Identitat der Sache liege dann vor,
wenn sich gegenuber der friheren Entscheidung weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt gedndert hat
und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friheren deckt.Begriindend flhrte das AMS aus, dass es
nach Paragraph 68, Absatz eins, AVG nicht zuldssig sei, in derselben Sache noch einmal zu entscheiden. Bei der
Prufung des Vorliegens der entschiedenen Sache sei von der rechtskraftigen Vorentscheidung auszugehen, ohne die
sachliche Richtigkeit derselben nochmals zu Gberprufen. Identitdt der Sache liege dann vor, wenn sich gegenuber der
friheren Entscheidung weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt gedndert hat und sich das neue
Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friheren deckt.

Dieser tragende Grundsatz solle in erster Linie die wiederholte Aufrollung einer bereits entschiedenen Sache (ohne
nachtrégliche Anderung der Sach- und Rechtslage) verhindern. Die objektive (sachliche) Grenze dieser Wirkung der
Rechtskraft wird durch die entschiedene Sache, also durch die Identitdt der Rechtssache, Uber die bereits mit einer
formell rechtskraftigen Entscheidung abgesprochen wurde, mit der nunmehr vorliegenden (etwa der in einem neuen
Antrag intendierten) bestimmt.

Mit der rechtskraftigen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 28.10.2021 sei der Sachverhalt, auf den der
Antrag der bP abziele, bereits entschieden worden. Es sei daher nicht zulassig, in dieser Sache erneut eine
Entscheidung zu treffen.

Gem. § 15 Abs. 3 erster Satz VWGVG seien unzuldssige Vorlageantrage zurlickzuweisen, ohne in der Sache zu
entscheiden.Gem. Paragraph 15, Absatz 3, erster Satz VwWGVG seien unzuladssige Vorlageantrage zurtickzuweisen, ohne
in der Sache zu entscheiden.

Die bP brachte am 08.11.2023 eine Beschwerde gegen den Bescheid vom 18.10.2023 ein, in der Sache selbst enthalt
die Beschwerde kein Vorbringen, die bP wendet sich lediglich neuerlich gegen ihrer Ansicht nach diskriminierende
MalRnahmen des AMS Service im Jahr 2021 gegen sie.

Am 28.11.2023 erfolgte die Vorlage der Beschwerde beim BVwWG.

Im Verfahren 2245491-1 hatte die bP gegen das Erkenntnis des BVwWG vom 28.10.2021 eine Beschwerde verbunden mit
einem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe beim Verfassungsgerichtshof eingebracht. Der Antrag auf Bewilligung
der Verfahrenshilfe zur Beschwerdeausfiihrung wurde vom VfGH mit Beschluss vom 04.07.2022 abgewiesen.
Unabhangig von einer beim VfGH eingebrachten Beschwerde war das Verfahren 2245491-1 bereits mit dem Erkenntnis
rechtskraftig abgeschlossen (vgl. VwGH vom 08.10.2013, ZI. 2012/08/0197, Rz 12).Im Verfahren 2245491-1 hatte die bP
gegen das Erkenntnis des BYwG vom 28.10.2021 eine Beschwerde verbunden mit einem Antrag auf Bewilligung der
Verfahrenshilfe beim Verfassungsgerichtshof eingebracht. Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe zur
Beschwerdeausfiihrung wurde vom VfGH mit Beschluss vom 04.07.2022 abgewiesen. Unabhangig von einer beim VfGH
eingebrachten Beschwerde war das Verfahren 2245491-1 bereits mit dem Erkenntnis rechtskraftig abgeschlossen
vergleiche VWGH vom 08.10.2013, ZI. 2012/08/0197, Rz 12).

2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des Vvorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.Der oben unter Punkt rémisch eins. angefihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefihrten Ermittlungsverfahrens.Der oben unter Punkt romisch zwei.1.
festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der vorliegenden Akten
durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswirdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
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Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fihrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in
Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der gewissenhaften
Prifung aller fiir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine
hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der
Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung
nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genligen. Im gedanklichen Bereich der Empirie
vermag daher eine hdéchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der
wahrscheinlichen Tatsache zu begrunden, (...)". Vergleiche dazu auch VwGH, vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.2.2.
Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswurdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 0sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fuhren
beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der
gewissenhaften Prifung aller fur und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter
wird durch eine hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein
Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen
Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genlgen. Im gedanklichen Bereich
der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der
Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)". Vergleiche dazu auch VwGH, vom 18.06.2014, Ra
2014/01/0032.

Der vorliegende Sachverhalt ergibt sich aus dem vorgelegten Verwaltungsakt und ist unstrittig.

Die Feststellungen zum abgeschlossenen Verfahren L517 2245491-1 wurden nach Einsichtnahme in den
elektronischen Akt getroffen.

3.0. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

- Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF- Bundesverfassungsgesetz B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus
1930, idgF

- Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 AIVG,BGBI. Nr. 609/1977 (WV) idgF- Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977
AIVG, Bundesgesetzblatt Nr. 609 aus 1977, (WV) idgF

- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwWGG,BGBI. | Nr. 10/2013 idgF- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwGG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013, idgF

- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VWGVG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF

- Verwaltungsgerichtshofgesetz ~ VWGG,BGBI. Nr. 10/1985 idgF- Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG,
Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF

- Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 AVG,BGBI.  Nr. 51/1991 idgF- Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angefuhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.
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3.2. Gemall Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerder3.2. GemaR Artikel 130,
Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden

gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemall § 9 Abs. 2 Z 1 VWGVG ist belangte Behdrde in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behorde, die den
angefochtenen Bescheid erlassen hat.Gemal3 Paragraph 9, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG ist belangte Behorde in den
Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG jene Behorde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemall 8 56 Abs. 2 AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle das
Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis
der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer.Gemal? Paragraph 56, Absatz 2, AIVG entscheidet Uber
Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle das Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei

fachkundige Laienrichter angehoren, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer.

Gemall 8 56 Abs. 4 AIVG steht das Vorschlagsrecht fur die Bestellung der erforderlichen Anzahl fachkundiger
Laienrichter und Ersatzrichter fiir den Kreis der Arbeitgeber der Wirtschaftskammer Osterreich und fiir den Kreis der
Arbeitnehmer der Bundeskammer fir Arbeiter und Angestellte zu. Die vorgeschlagenen Personen mussen uber
besondere fachliche Kenntnisse betreffend den Arbeitsmarkt und die Arbeitslosenversicherung verfiigen. Im Ubrigen
gelten die Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BGBI. | Nr. 10/2013).Gemal Paragraph 56, Absatz
4, AIVG steht das Vorschlagsrecht fir die Bestellung der erforderlichen Anzahl fachkundiger Laienrichter und
Ersatzrichter fur den Kreis der Arbeitgeber der Wirtschaftskammer Osterreich und fir den Kreis der Arbeitnehmer der
Bundeskammer flr Arbeiter und Angestellte zu. Die vorgeschlagenen Personen mussen Uber besondere fachliche
Kenntnisse betreffend den Arbeitsmarkt und die Arbeitslosenversicherung verfiigen. Im Ubrigen gelten die
Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,).

Gegenstandlich liegt Senatszustandigkeit vor.

GemalR§ 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 14 VWGVG steht es der Behorde im Verfahren tber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG frei, den
angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzudandern oder die Beschwerde zurtickzuweisen
oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). § 27 ist sinngemald anzuwenden. Abweichend dazu normiert § 56 Abs.
2 AIVG in Verfahren betreffend Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung eine Frist zur Erlassung der
Beschwerdevorentscheidung von zehn Wochen.GemaR Paragraph 14, VWGVG steht es der Behorde im Verfahren tber
Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei
Monaten aufzuheben, abzuandern oder die Beschwerde zurickzuweisen oder  abzuweisen
(Beschwerdevorentscheidung). Paragraph 27, ist sinngemald anzuwenden. Abweichend dazu normiert Paragraph 56,
Absatz 2, AIVG in Verfahren betreffend Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung eine Frist zur Erlassung der
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Beschwerdevorentscheidung von zehn Wochen.

Gemal 8 15 Abs. 1 VWGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei
der Behorde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag). Die Beschwerdevorentscheidung tritt mangels einer gesetzlichen Regelung nicht auRer Kraft, sondern
wird zum Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens (vgl. Dunser, ZUV 2013/1, 17; Eder/Martschin/Schmid,
Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 8 15 VWGVG, K 2; Hauer, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz. 178; jeweils
unter Hinweis auf den diesbezlglich ausdrtcklichen Willen des Gesetzgebers, vgl. RV 2009 BIgNR 24. GP, 5). GemaRd
zweiter Satz des 8 15 Abs. 1 hat ein Vorlageantrag, der von einer anderen Partei als dem Beschwerdefuhrer gestellt
wird, die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt (8§ 9 Abs. 1 Z 3) und ein Begehren (8 9 Abs. 1 Z
4) zu enthalten. Im Umkehrschluss folgt aus dieser Vorschrift, dass der Beschwerdefiihrer einen Vorlageantrag nicht zu
begrinden hat, ihn aber begrinden kann (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013],
Anm. 8 zu § 15 VWGVG unter Hinweis auf AB 2112 BIgNR 24. GP 3). Damit ist im gegenstandlichen Beschwerdefall der
Prifungsumfang auch mit dem Vorbringen im Vorlageantrag definiert. Gemal3 Paragraph 15, Absatz eins, VwWGVG kann
jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der Behtrde den Antrag stellen,
dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Die
Beschwerdevorentscheidung tritt mangels einer gesetzlichen Regelung nicht auler Kraft, sondern wird zum
Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens vergleiche Diinser, ZUV 2013/1, 17; Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, Paragraph 15, VWGVG, K 2; Hauer, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz. 178;
jeweils unter Hinweis auf den diesbezuglich ausdrucklichen Willen des Gesetzgebers, vergleiche Regierungsvorlage
2009 BIgNR 24. GP, 5). GemalR zweiter Satz des Paragraph 15, Absatz eins, hat ein Vorlageantrag, der von einer anderen
Partei als dem Beschwerdefuhrer gestellt wird, die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3,) und ein Begehren (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 4,) zu enthalten. Im
Umkehrschluss folgt aus dieser Vorschrift, dass der Beschwerdeflihrer einen Vorlageantrag nicht zu begrinden hat,
ihn aber begriinden kann vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anmerkung 8
zu Paragraph 15, VwWGVG unter Hinweis auf Ausschussbericht 2112 BIgNR 24. Gesetzgebungsperiode 3). Damit ist im

gegenstandlichen Beschwerdefall der Prufungsumfang auch mit dem Vorbringen im Vorlageantrag definiert.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, VwWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen

oder das Verfahren einzustellen ist.

3.3. Die im gegenstandlichen Beschwerdefall mafl3geblichen Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

lauten:

Gemal 8 7 Abs. 1 hat Anspruch auf Arbeitslosengeld wer u.a. der Arbeitsvermittlung zur Verfligung stehtGemaf}

Paragraph 7, Absatz eins, hat Anspruch auf Arbeitslosengeld wer u.a. der Arbeitsvermittlung zur Verfligung steht.

Gemal § 7 Abs. 2 steht der Arbeitsvermittlung insbesondere zur Verfligung, wer arbeitswillig ist.Gemal3 Paragraph 7,

Absatz 2, steht der Arbeitsvermittlung insbesondere zur Verfligung, wer arbeitswillig ist.

Die Bestimmung des§ 68 AVG (Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz) lautet:Die Bestimmung des Paragraph 68,

AVG (Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz) lautet:
2. Abschnitt: Sonstige Abanderung von Bescheiden
Abanderung und Behebung von Amts wegen

8§ 68. (1) Anbringen von Beteiligten, die aul3er den Fallen der 88 69 und 71 die Abanderung eines der Berufung nicht
oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, sind, wenn die Behorde nicht den AnlaR zu einer Verfugung
gemall den Abs. 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurlckzuweisen.Paragraph 68, (1) Anbringen von
Beteiligten, die aul3er den Fallen der Paragraphen 69 und 71 die Abanderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr
unterliegenden Bescheides begehren, sind, wenn die Behdrde nicht den Anlal3 zu einer Verfliigung gemal3 den Absatz 2

bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurlckzuweisen.
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(2) Von Amts wegen kdnnen Bescheide, aus denen niemandem ein Recht erwachsen ist, sowohl von der Behorde, die
den Bescheid erlassen hat, als auch in Ausibung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden
Oberbehorde aufgehoben oder abgeandert werden.

(3) Andere Bescheide kann die Behorde, die den Bescheid in letzter Instanz erlassen hat, oder die sachlich in Betracht
kommende Oberbehdrde im &ffentlichen Interesse insoweit abandern, als dies zur Beseitigung von das Leben oder die
Gesundheit von Menschen gefdhrdenden Mil3standen oder zur Abwehr schwerer volkswirtschaftlicher Schadigungen
notwendig und unvermeidlich ist. In allen Fallen hat die Behérde mit méglichster Schonung erworbener Rechte

vorzugehen.

(4) AuBerdem konnen Bescheide von Amts wegen in Ausibung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht

kommenden Oberbehdrde als nichtig erklart werden, wenn der Bescheid

1. von einer unzustandigen Behérde oder von einer nicht richtig zusammengesetzten Kollegialbehorde erlassen
wurde,

2. einen strafgesetzwidrigen Erfolg herbeifiihren wirde,

3. tatsachlich undurchfuhrbar ist oder

4, an einem durch gesetzliche Vorschrift ausdricklich mit Nichtigkeit bedrohten Fehler leidet(4) AuBerdem kénnen

Bescheide von Amts wegen in Austbung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehérde
als nichtig erklart werden, wenn der Bescheid, 1. von einer unzustandigen Behdrde oder von einer nicht richtig
zusammengesetzten Kollegialbehdrde erlassen wurde,, 2. einen strafgesetzwidrigen Erfolg herbeifiihren wirde,, 3.
tatsachlich undurchfiihrbar ist oder, 4. an einem durch gesetzliche Vorschrift ausdrtcklich mit Nichtigkeit bedrohten
Fehler leidet.

(5) Nach Ablauf von drei Jahren nach dem in § 63 Abs. 5 bezeichneten Zeitpunkt ist eine Nichtigerklarung aus den
Grinden des Abs. 4 Z 1 nicht mehr zuldssig.(5) Nach Ablauf von drei Jahren nach dem in Paragraph 63, Absatz 5,
bezeichneten Zeitpunkt ist eine Nichtigerkldrung aus den Griinden des Absatz 4, Ziffer eins, nicht mehr zulassig.

(6) Die der Behorde in den Verwaltungsvorschriften eingeraumten Befugnisse zur Zuricknahme oder Einschrankung
einer Berechtigung aul3erhalb eines Berufungsverfahrens bleiben unberthrt.

(7) Auf die Ausiibung des der Behdrde gemal den Abs. 2 bis 4 zustehenden Abanderungs- und Behebungsrechts steht
niemandem ein Anspruch zu. Mutwillige Aufsichtsbeschwerden und Abanderungsantrage sind nach § 35 zu ahnden.(7)
Auf die Austibung des der Behoérde gemal3 den Absatz 2 bis 4 zustehenden Abanderungs- und Behebungsrechts steht
niemandem ein Anspruch zu. Mutwillige Aufsichtsbeschwerden und Abdanderungsantrage sind nach Paragraph 35, zu
ahnden.

Gemal} 8 24 Abs. 1 AIVG (idF BGBI. | Nr. 82/2008) ist das Arbeitslosengeld einzustellen, wenn eine der Voraussetzungen
far den Anspruch auf Arbeitslosengeld wegfallt.

§ 68 Abs. 1 AVG bestimmt, dass Anbringen von Beteiligten, die auRer in den Fallen der 88 69 und 71 die Abanderung
eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behdrde nicht den Anlass zu
einer Verfugung gemal den Abs. 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurlickzuweisen sind.GemaR Paragraph 24,
Absatz eins, AIVG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 82 aus 2008,) ist das Arbeitslosengeld einzustellen,
wenn eine der Voraussetzungen fiir den Anspruch auf Arbeitslosengeld wegfallt.,, Paragraph 68, Absatz eins, AVG
bestimmt, dass Anbringen von Beteiligten, die auBer in den Fallen der Paragraphen 69 und 71 die Abanderung eines
der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behorde nicht den Anlass zu einer
Verflgung gemaR den Absatz 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurlckzuweisen sind.

Aus § 68 Abs. 1 AVG folgt, dass Ansuchen, die offenbar die Aufrollung einer bereits rechtskraftig entschiedenen Sache
bezwecken, auch dann wegen rechtskraftig entschiedener Sache zuriickzuweisen sind, wenn das Begehren nicht
ausdrucklich auf Aufrollung der entschiedenen Sache lautet (vgl. VwGH 31.07.2014, ZI. 2013/08/0163 mit Hinweis auf
das Erkenntnis vom 21. Februar 1991, ZI. 90/09/0162).Aus Paragraph 68, Absatz eins, AVG folgt, dass Ansuchen, die
offenbar die Aufrollung einer bereits rechtskraftig entschiedenen Sache bezwecken, auch dann wegen rechtskraftig
entschiedener Sache zurickzuweisen sind, wenn das Begehren nicht ausdriicklich auf Aufrollung der entschiedenen
Sache lautet vergleiche VWGH 31.07.2014, ZI. 2013/08/0163 mit Hinweis auf das Erkenntnis vom 21. Februar 1991, ZI.
90/09/0162).

Identitat der Sache als eine der Voraussetzungen fur die Anwendbarkeit des§ 68 Abs. 1 AVG ist dann gegeben, wenn
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sich der flr die Entscheidung maf3gebende Sachverhalt, der dem rechtskraftigen Vorbescheid zugrunde lag, nicht
geédndert hat. Im Ubrigen ist bei der Uberprifung, ob sich der Sachverhalt maRgeblich verdndert hat, vom
rechtskraftigen Vorbescheid auszugehen, ohne dass dabei dessen sachliche Richtigkeit nochmals zu ergriinden ware,
weil die Rechtskraftwirkung ja gerade darin besteht, dass die von der Behorde entschiedene Sache nicht neuerlich
untersucht und entschieden werden darf. Eine andere fachliche Beurteilung unverandert gebliebener Tatsachen
beriihrt die Identitdt der Sache nicht. In Bezug auf die Rechtslage kann nur eine Anderung der maRgeblichen
Rechtsvorschriften selbst bei der Frage, ob Identitat der Sache gegeben ist, von Bedeutung sein, nicht aber eine blof3e
Anderung in der interpretativen Beurteilung eines Rechtsbegriffs oder einer Rechtsvorschrift bei unverédndertem
Normenbestand (VWGH vom 26.03.2021, Ra 2020/06/0119).Identitat der Sache als eine der Voraussetzungen fur die
Anwendbarkeit des Paragraph 68, Absatz eins, AVG ist dann gegeben, wenn sich der fur die Entscheidung maligebende
Sachverhalt, der dem rechtskraftigen Vorbescheid zugrunde lag, nicht gedndert hat. Im Ubrigen ist bei der
Uberprifung, ob sich der Sachverhalt maRgeblich verandert hat, vom rechtskraftigen Vorbescheid auszugehen, ohne
dass dabei dessen sachliche Richtigkeit nochmals zu ergrinden ware, weil die Rechtskraftwirkung ja gerade darin
besteht, dass die von der Behdrde entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden darf. Eine
andere fachliche Beurteilung unverandert gebliebener Tatsachen berihrt die Identitat der Sache nicht. In Bezug auf die
Rechtslage kann nur eine Anderung der maRgeblichen Rechtsvorschriften selbst bei der Frage, ob Identitit der Sache
gegeben ist, von Bedeutung sein, nicht aber eine bloRe Anderung in der interpretativen Beurteilung eines
Rechtsbegriffs oder einer Rechtsvorschrift bei unverandertem Normenbestand (VWGH vom 26.03.2021, Ra
2020/06/0119).

Die Rechtsmittelbehdérde darf nur Uber die Frage entscheiden, ob die Zurlckweisung (wegen entschiedener Sache)
durch die Vorinstanz zu Recht erfolgt ist und hat dementsprechend entweder - im Falle des Vorliegens entschiedener
Sache - das Rechtsmittel abzuweisen oder - im Falle der Unrichtigkeit dieser Auffassung - den bekdmpften Bescheid
ersatzlos mit der Konsequenz zu beheben, dass die erstinstanzliche Behdrde in Bindung an die Auffassung der
Rechtsmittelbehérde den gestellten Antrag jedenfalls nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurlckweisen darf.
Der Rechtsmittelbehodrde ist jedoch verwehrt, Uber den Antrag selbst meritorisch zu entscheiden (VwSlg 2066A/1951,
VwGH vom  30.05.1995, ZI.93/08/0207; Walter/Thienel, Verwaltungsverfahren, 2. Aufl, 1433 mwH;
Hengstschlager/Leeb, AVG, 8 68 AVG, Rz 46).Die Rechtsmittelbehdrde darf nur Uber die Frage entscheiden, ob die
Zuruckweisung (wegen entschiedener Sache) durch die Vorinstanz zu Recht erfolgt ist und hat dementsprechend
entweder - im Falle des Vorliegens entschiedener Sache - das Rechtsmittel abzuweisen oder - im Falle der Unrichtigkeit
dieser Auffassung - den bekampften Bescheid ersatzlos mit der Konsequenz zu beheben, dass die erstinstanzliche
Behorde in Bindung an die Auffassung der Rechtsmittelbehérde den gestellten Antrag jedenfalls nicht neuerlich wegen
entschiedener Sache zurtickweisen darf. Der Rechtsmittelbehérde ist jedoch verwehrt, Uber den Antrag selbst
meritorisch zu entscheiden (VwSlg 2066A/1951, VwGH vom 30.05.1995, ZI.93/08/0207; Walter/Thienel,
Verwaltungsverfahren, 2. Aufl., 1433 mwH; Hengstschlager/Leeb, AVG, Paragraph 68, AVG, Rz 46).

Es ist Sache der Partei, die in einer rechtskraftig entschiedenen Angelegenheit eine neuerliche Sachentscheidung
begehrt, dieses Begehren zu begrinden (VWGH vom 08.09.1977, ZI.2609/76). Die Prufung der Zulassigkeit einer
Durchbrechung der Rechtskraft aufgrund geanderten Sachverhaltes darf ausschlieBlich anhand jener Grunde erfolgen,
die von der Partei in erster Instanz zur Begrindung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung geltend gemacht
werden (VWGH vom 23.05.1995, ZI. 94/04/0081).

3.4. Das Anbringen der bP vom 02.09.2023 wurde von der bB zur Recht zurtickgewiesen, die bB hat die Zurlckweisung
in der rechtlichen Wurdigung mit der Bestimmung des § 68 AVG begrindet, wonach Anbringen von Beteiligten, welche
die Abdnderung eines der Berufung nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren wegen entschiedener Sache
zurlickzuweisen sind.3.4. Das Anbringen der bP vom 02.09.2023 wurde von der bB zur Recht zurlckgewiesen, die bB
hat die Zurtickweisung in der rechtlichen Wirdigung mit der Bestimmung des Paragraph 68, AVG begriindet, wonach
Anbringen von Beteiligten, welche die Abanderung eines der Berufung nicht mehr unterliegenden Bescheides
begehren wegen entschiedener Sache zurickzuweisen sind.

Von der bP wurde keine Anderung des Sachverhalts gegeniiber des der fritheren Entscheidung zugrunde gelegten
behauptet, auch die Rechtslage hat sich nicht geandert, Uber den Sachverhalt wurde damit bereits abgesprochen,
sodass eine entschiedene Sache vorliegt.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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3.7. GemalR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine &ffentliche mindliche Verhandlung durchzufihren.3.7. GemaR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine Offentliche
mundliche Verhandlung durchzufiihren.

Gemal § 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wennGemaf} Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG kann die
Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zuriickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Austibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fir rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurlickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemald § 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefihrer die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht tUbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden.Gemaf3 Paragraph 24,
Absatz 3, VWGVG hat der Beschwerdeflihrer die Durchflihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht tUbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden.

GemalR 8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen. Nach der Rechtsprechung des Europadischen Gerichtshofs fir Menschenrechte zu dieser Bestimmung
ist eine Verhandlung nicht in jedem Fall geboten; und zwar insbesondere dann nicht, wenn keine Fragen der
Beweiswirdigung auftreten oder die fur die Beurteilung relevanten Tatsachenfeststellungen - wie im vorliegenden Fall
- nicht bestritten sind, sodass eine Verhandlung nicht notwendig ist und das Gericht aufgrund des schriftlichen
Vorbringens und der schriftlichen Unterlagen entscheiden kann (VwWGH 24.11.2022, Ra 2022/08/0098).Gemal3
Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C
83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fur
Menschenrechte zu dieser Bestimmung ist eine Verhandlung nicht in jedem Fall geboten; und zwar insbesondere dann
nicht, wenn keine Fragen der Beweiswlrdigung auftreten oder die fir die Beurteilung relevanten
Tatsachenfeststellungen - wie im vorliegenden Fall - nicht bestritten sind, sodass eine Verhandlung nicht notwendig ist
und das Gericht aufgrund des schriftlichen Vorbringens und der schriftlichen Unterlagen entscheiden kann (VwGH
24.11.2022, Ra 2022/08/0098).

Der EGMR hat in seiner Entscheidung vom 2. September 2004, ZI. 68087/01 (Hofbauer/Osterreich), unter Hinweis auf
seine frihere Rechtsprechung dargelegt, dass die Anforderungen von Art. 6 EMRK auch bei Unterbleiben einer
mundlichen Verhandlung oder Uberhaupt jeglicher Anhérung (im Originaltext: any hearing at all) erfullt sind, wenn das
Verfahren ausschlieBlich rechtliche oder "technische" Fragen betrifft. Der Gerichtshof verwies im erwahnten
Zusammenhang auch auf das Bedurfnis der nationalen Behdrden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher
Vorgangsweise, das angesichts der sonstigen Umstande des Falles zum Absehen von einer mindlichen Verhandlung
berechtigte.Der EGMR hat in seiner Entscheidung vom 2. September 2004, ZI. 68087/01 (Hofbauer/Osterreich), unter
Hinweis auf seine frihere Rechtsprechung dargelegt, dass die Anforderungen von Artikel 6, EMRK auch bei
Unterbleiben einer mundlichen Verhandlung oder Gberhaupt jeglicher Anhérung (im Originaltext: any hearing at all)
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erfallt sind, wenn das Verfahren ausschlieBlich rechtliche oder "technische" Fragen betrifft. Der Gerichtshof verwies im
erwahnten Zusammenhang auch auf das Bedurfnis der nationalen Behdrden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher
Vorgangsweise, das angesichts der sonstigen Umstande des Falles zum Absehen von einer mindlichen Verhandlung
berechtigte.

Rechtlich relevante Neuerungen wurden in der Beschwerde nicht vorgetragen und es liegt keine Rechtsfrage von
besonderer Komplexitat vor. Dass es sich bei dem rechtskraftigen Erkenntnis gegen das sich die Eingabe der bP richtet
um eine bereits entschiedene Sache handelt, ergibt sich klar aus der Aktenlage. Die Prifung der Zulassigkeit einer
Durchbrechung der Rechtskraft aufgrund gednderten Sachverhaltes darf ausschlieBlich anhand jener Grinde erfolgen,
die von der Partei in erster Instanz zur Begrindung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung geltend gemacht
werden, der Antrag auf Beiziehung eines Gutachters zum Thema der gesundheitlichen Schadlichkeit von FFP 2 Masken
stellt keinen Grund zur Prifung der Zulassigkeit einer Durchbrechung der Rechtskraft dar, ein gednderter Sachverhalt
wurde von der bP gar nicht behauptet. All dies lasst die Einschatzung zu, dass die mundliche Erdrterung eine weitere
Klarung der Rechtssache nicht erwarten liel und eine Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im Beschwerdefall
nicht nur mit Art. 6 EMRK und Art. 47 GRC kompatibel ist, sondern auch im Sinne des Gesetzes (§ 24 Abs. 1 VWGVG)
liegt, weil damit dem Grundsatz der ZweckmaRigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis (§ 39 Abs. 2a AVG)
gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse der materiellen Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehdrs nicht
verkirzt wird.Rechtlich relevante Neuerungen wurden in der Beschwerde nicht vorgetragen und es liegt keine
Rechtsfrage von besonderer Komplexitdt vor. Dass es sich bei dem rechtskraftigen Erkenntnis gegen das sich die
Eingabe der bP richtet um eine bereits entschiedene Sache handelt, ergibt sich klar aus der Aktenlage. Die Priifung der
Zulassigkeit einer Durchbrechung der Rechtskraft aufgrund geanderten Sachverhaltes darf ausschlie3lich anhand jener
Grinde erfolgen, die von der Partei in erster Instanz zur Begrindung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung
geltend gemacht werden, der Antrag auf Beiziehung eines Gutachters zum Thema der gesundheitlichen Schadlichkeit
von FFP 2 Masken stellt keinen Grund zur Prifung der Zuldssigkeit einer Durchbrechung der Rechtskraft dar, ein
gednderter Sachverhalt wurde von der bP gar nicht behauptet. All dies lasst die Einschatzung zu, dass die mindliche
Erorterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten liel und eine Entscheidung ohne vorherige
Verhandlung im Beschwerdefall nicht nur mit Artikel 6, EMRK und Artikel 47, GRC kompatibel ist, sondern auch im
Sinne des Gesetzes (Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG) liegt, weil damit dem Grundsatz der ZweckmaRigkeit,
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis (Paragraph 39, Absatz 2 a, AVG) gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse
der materiellen Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehdrs nicht verkirzt wird.

Zu Spruchteil B):

GemaR§ 25a Abs 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden (VwGH
vom 22.05.2014, Ra 2014/01/0030).Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch
seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begriinden (VwGH vom 22.05.2014, Ra 2014/01/0030).

Die Revision ist gemald Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemald Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Die Abweisung der Beschwerde ergeht in Anlehnung an die oben zitierte Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zum AIVG. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf
eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen. Die
mafgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwagungen zu Spruchteil A) wiedergegeben. Insoweit die in der
rechtlichen Beurteilung angefuihrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist
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diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der

nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.
Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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